
 

Liebe Genossinnen  
und Genossen, 
 
nach dem langen Winter 
und dem ungemütlichen 
Frühling hat der Juli nun 
sehr  vielversprechend  
begonnen: der Sommer ist 
endlich da und auch  die 
Fußballfans kommen bei 
der Weltmeisterschaft in 
Afrika voll auf ihre Kosten.    
 

Der Volksentscheid ĂJa! 
zum Nichtraucherschutzñ, 
an dem sich auch die SPD 
aktiv mit Plakataktionen und 
Infoständen in vielen Orten 
beteiligt hat, ist gewonnen. 
Zwei Drittel der Bevölkerung 
haben entschieden, dass es 
zukünftig ganz klare Regeln 
in Bayern geben soll: 
 

Wer raucht, geht raus.  
 

Wir haben es geschafft, die 
Menschen zu mobilisieren. 
Unter den Unterstützern 
waren auch viele Raucher 
und selbst Teile der Union.  
 

In Berlin habe ich mich in 
der Zwischenzeit in meine 
neuen Aufgabenbereiche 
gut eingearbeitet. Die Arbeit 
im Verteidigungsausschuss 
macht mir viel Freude. Aber 
auch der Untersuchungs-
Ausschuss, den ich leite, ist  
spannend, wenn auch sehr  

zeitaufwändig mit vielen 
Sitzungen und Anhörungen. 
 

Der Alltag in der Opposition 
ist oft anstrengend, weil wir 
mit unsäglichen Sparplänen 
der Regierungskoalition 
konfrontiert werden, die die 
Reichen begünstigen und 
wenig Augenmerk auf die 
Schwächeren in  der 
Gesellschaft richten. Das 
trifft ganz besonders auf 
das Gesundheitswesen und 
die Familienpolitik zu.  
 

Aber auch Entscheidungen 
in der Energiepolitik  sind 
nur schwer nachvollziehbar 
und zerstören Vieles, was 
Rot-Grün einst aufgebaut 
hat. Unser 100.000-Dächer-
Programm hat jahrelang 
viele Impulse gegeben, das 
Verhalten der Bauherren 
verändert und Handwerks-
Betrieben gute Aufträge 
gebracht. Wer heute die 
eingeplanten Zuschüsse 
massiv kürzt oder einstellt, 
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schadet dieser Zukunftsbranche und in 
besonderem Maße auch  der Umwelt. 
Die wohl geplante Laufzeitverlängerung 
der Kernkraftwerke dient auch nur der 
Atomlobby und findet in der Bevölkerung 
wenig Zustimmung.  

Einen Höhepunkt erreichten die internen 
Querelen von Schwarz-Gelb bei der 
Bundespräsidentenwahl. Selten konnte 
man die Uneinigkeit der Regierung so 
deutlich erkennen wie beim Wahlverhalten 
in der Bundesversammlung. Sicherlich hat 
es der Kandidat von Frau Merkel 
letztendlich geschafft, Präsident unseres 
Landes zu werden, aber der Weg dorthin 

war doch sehr peinlich.  
 

Auch das Verhalten der Linken war alles 
andere als rühmlich und hat  deutlich 
gemacht, wie wenig sich diese Partei mit 
ihrer Vergangenheit auseinandergesetzt 
hat und wie weit sie davon entfernt ist, 
Verantwortung zu übernehmen.  
 

Unser Kandidat Joachim Gauck hat sich 
sehr gut präsentiert und war der Wunsch-
Präsident der meisten Bürgerinnen und 
Bürger. Als Wahlfrau habe ich Tausende 
von E-mails bekommen, die fast unser 
System lahm legten und mich aufforderten, 
den ehemaligen DDR-Bürgerrechtler zu 
wählen. Er konnte viele Stimmen für sich 
gewinnen und einen echten Achtungserfolg 
verbuchen. 
 

Ich wünsche Euch allen eine schöne 
Sommerszeit bzw. erholsame Ferien! 
 
Eure 
 

Termine: 
 

Freitag, 16.07.10  Diskussions- und Informationsabend mit Inge Aures, MdL 
     19:00 Uhr Mellrichstadt - Markthalle 
     Thema: Hypo Group Alpe Adria 
 

Samstag, 17.07.10  Außerordentlicher Landesparteitag in Landshut 
 

Donnerstag, 29.07.10 Sommerreise Markus Rinderspacher, MdL   
     nachmittags: Radtour von Haßfurt nach Schonungen 
Freitag, 30.07.10  tagsüber: Radtour von Hammelburg nach Bad Kissingen 
 

Freitag, 13.08.10  Besuch von Florian Pronold, Landesvorsitzender 
     10:00 - 14:00 Uhr Thema: Soziale Stadt und Verkehr 
 

Montag, 06.09.10  Betriebsrätekonferenz Unterfranken 
     16:00 bis 21:00 Uhr voraussichtlich in W¿rzburg 
 

Freitag, 10.09.10  100 Jahrfeier SPD-Ortsverein Bischofsheim 
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Mit der Ankündigung, die Wehrpflicht 
auszusetzen, die Truppenstärke zu 
reduzieren und dabei zahlreiche Standorte 
zu schließen, hat Verteidigungsminister zu 
Guttenberg für erheblichen Wirbel gesorgt. 
Was genau ist eigentlich ein kleiner 
Standort, auf den verzichtet werden kann, 
fragen sich zahlreiche Bürgermeister? 
Warum debattieren wir über die 
Verkürzung der Wehrpflicht auf sechs 
Monate, wenn zeitgleich eine Aussetzung 
der Wehrpflicht gefordert wird? Wie sieht 
die Zukunft der Bundeswehr aus 
angesichts der aktuellen verteidigungs-
politischen Situation? Diese und andere 
Fragen stellen sich nicht nur mir bei der 
täglichen Lektüre der unterschiedlichen 
Ankündigungen aus dem Ministerium.  
 

Im März wurde eine Strukturkommission 
eingesetzt, die bis zum Jahresende ein 
entsprechendes Konzept erarbeiten soll. 
Erklärtes Ziel ist eine Effizienzsteigerung 
in den Bereichen Organisation, Führung 
und Verwaltung. Denkverbote soll es nicht 
geben. Wir dürfen somit gespannt sein auf 
dieses Konzept.  
 

Fakt ist doch, dass sich die Bundeswehr 
mittlerweile bei der Nachwuchsgewinnung 
dem internationalen Wettbewerb stellen 
muss. Warum soll man sich heute noch 
bei der Bundeswehr verpflichten, wenn die 
Arbeitsbedingungen in anderen Bereichen 
attraktiver sind? Im Mittelpunkt muss 
daher die Frage stehen, wie der Dienst 
gestaltet werden kann, damit die 
Bundeswehr ein attraktiver Arbeitgeber ist. 
Dabei wird man auch über Geld sprechen 
müssen, was in Zeiten von klammen 
Kassen ein Problem ist.  
 

Ich sage ganz offen, dass ich überhaupt 
kein Verständnis dafür habe, dass im 
aktuellen Haushalt kurzerhand 456 Mio. 
Euro im Bereich Verteidigung gestrichen 
wurden. Diese Sparmaßnahmen bedeuten 
konkret, dass wir dringend benötigtes 
Material nicht besorgen können. Bei der 
Sparklausur der Regierung wurden jetzt 
weitere Einschnitte im Haushalt vereinbart. 
Wie nochmals zusätzliche 4 Milliarden 
Euro in den nächsten vier Jahren 
eingespart werden sollen, bereitet mir 
Kopfzerbrechen.  
Bei wachsenden Aufgaben und 
zahlreichen Auslandseinsätzen sind die 
Folgen des Sparzwanges nicht 
abzusehen.  
 

Klar ist doch, dass der Einsatz das 
Selbstverständnis unserer Bundeswehr 
prägt und wir ein Auge auf Quantität und  
Qualität haben müssen. 
 

Ein zentrales Thema ist für mich auch die 
Vereinbarkeit von Dienst und Familie: 
Kinderbetreuung, Pendlerwohnungen,  
Trennungsgeld und Umzugskosten sind  

Zukunft der Bundeswehr 

Gespräch mit General Nurad Ali Murad des  
209. Korps der Afghan National Armee (ANA) 
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wichtige Maßnahmen. Wir müssen eine 
Ba lance  f inden zwischen der 
Zukunftsorientierung der Bundeswehr und 
dem, was für die laufenden Einsätze und 
die Sicherheit unserer Soldatinnen und 
Soldaten notwendig ist.  
 

Ganz besonders liegt mir am Herzen, wie 
sie nach dem Einsatz unterstützt werden, 
insbesondere dann, wenn post-
traumatische Belastungsstörungen 
vorliegen. Das Thema wurde viel zu lange 
verharmlost und heruntergespielt. Wir 
müssen alles daran setzen, dass eine 
vernünftige Betreuung unserer Soldaten 
gewährleistet und die Sanität so aufgestellt 
wird, dass sie ihrem Auftrag gerecht 
werden kann. 

Für die Zukunft der Bundeswehr sind also 
aus meiner Sicht die Faktoren Attraktivität 
des Dienstes und Planungssicherheit 
entscheidend.  
 

Unverantwortlich empfinde ich daher, dass 
von der Regierungskoalition die 
Wehrpflicht in einem Hauruckverfahren 
verkürzt werden soll. Das ist dem Thema 
in keinster Weise angemessen. Unsere 
Soldatinnen und Soldaten leisten einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Sicherung des 
Friedens und der Stabilität. Dafür gebührt 
ihnen unser Dank und unsere 
Unterstützung. 
 
(Artikel f¿r Infobrief  ĂDas Heerñ, gek¿rzt) 

Treffen Verteidigungsausschuss mit Delegation der Afghan National Armee (ANA) in Berlin 
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Der Streit um die Zulassung der 
Öffentlichkeit bei Zeugenvernehmungen 
hat im Kundus-Untersuchungsausschuss 
zu einem Eklat geführt. In der Sitzung am 
17. Juni 2010 setzte die Koalition mit ihrer 
Mehrheit durch, dass Zeugenanhörungen 
künftig generell unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit stattfinden sollen. Bis dato 
wurden Zeugen aus dem politischen 
Bereich öffentlich und mit großem 
Interesse der Presse vernommen. 
 

Die Opposition sieht in dem Koalitions-
beschluss einen Ausstieg aus den 
bisherigen Vereinbarungen und vermutet, 
dass ein Stück weit Vertuschung betrieben 
werden soll. Streit gab es insbesondere um 
die geplante Gegenüberstellung von 
Bundesverteidigungsminister Karl-Theodor 
zu Guttenberg mit dem ehemaligen 
Generalinspekteur der Bundeswehr, 
Wolfgang Schneiderhan, und dem 
Staatssekretär des Verteidigungs-
Ministeriums a. D., Peter Wichert.  
 

Mit der Gegenüberstellung wollen SPD, 
Grüne und Linke Widersprüche in den 

Aussagen von Guttenberg, Schneiderhan 
und Wichert klären. Durch die ablehnende 
Haltung der Regierungskoalition wird die 
Opposition ihr Minderheitenrecht nun vor 
Gericht erstreiten müssen. Dadurch wird 
der Zeitplan des Untersuchungs-
ausschusses stark verzögert. 
 

Susanne Kastner mit Verteidigungsminister 
Karl-Theodor zu Guttenberg im Kundus-
Untersuchungsausschuss 

Eklat im Untersuchungsausschuss 
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Bereits im Koalitionsvertrag hatte die 
Regierungskoalition aus CDU/CSU und 
FDP angekündigt, die Wehrpflicht auf 
sechs Monate verkürzen zu wollen. 
Nachdem Minister Guttenberg vor der 
Osterpause einen groben Entwurf 
vorgelegt hat, ohne diesen mit den 
beteiligten Ressorts abzustimmen, 
kündigte er bei der Sparklausur 
überraschend an, die Wehrpflicht 
aussetzen zu wollen, obwohl er bis dato 
als glühender Verfechter der Wehrpflicht 
aufgetreten war.  
 

Die Kosten der Verkürzung des 
Grundwehrdienstes beziffert die Koalition 
auf rund 26,2 Millionen Euro, denn durch 
das  überstü rzte  Hande ln  des 
Verteidigungsministers ist zunächst mit 
erheblichen Mehrausgaben zu rechnen. 
Besonders ärgerlich ist dieses 
Hauruckverfahren, da zu Guttenberg eine 
Strukturkommission eingesetzt hat, die im 
Oktober 2010 ein Konzept zur 
Neuorientierung der Bundeswehr vorlegen 
wird. Man fragt sich deshalb zurecht, 
warum nun ein Gesetz zur Verkürzung der 

Wehrpflicht durchgeboxt wurde, wenn im 
Herbst alles neu bewertet werden muss. 
Mit Planungssicherheit für die Rekruten 
hat dies sicherlich nichts zu tun.  
 

In der öffentlichen Anhörung zur 
Wehrpflichtverkürzung, die auf Initiative 
des Verteidigungsausschusses im 
Deutschen Bundestag statt fand, 
kritisierten die Sachverständigen von 
Sozialverbänden und der Bundeswehr 
ebenfalls das übereilte Verfahren. 
Neben der verkürzten Dienstzeit für Wehr- 
und Zivildienstleistende hat die Koalition 
einen zusätzlichen freiwilligen Zivildienst 
von bis zu sechs Monaten eingeführt. Der 
Antrag auf eine freiwillige Verlängerung 
des Zivildienstes kann nach dem 
Gesetzentwurf jedoch erst zwei Monate 
nach Dienstantritt gestellt werden. So soll 
verhindert werden, dass die Verlängerung 
von den Dienststellen zur Bedingung für 
eine Einstellung des Zivildienstleistenden 
gemacht wird.  
 

Ob die Verkürzung der Einstieg in den 
Ausstieg ist, bleibt abzuwarten.  

Regierungskoalition verkürzt Wehr- und Zivildienst 
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Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat 
sich im Rahmen ihres ĂSparpaketsñ auch 
auf Kürzungen beim Elterngeld geeinigt.  
 

Das Mindestelterngeld in Höhe von 300 
Euro, das Empfängerinnen und 
Empfänger von Arbeitslosengeld II bislang 
zusätzlich zur Grundsicherung erhalten, 
soll gestrichen werden.  

Die Bundesregierung erhofft sich davon 
Einsparungen von rund 400 Mio. Euro pro 
Jahr.  
 

Die Lohnersatzrate bei Eltern mit mittleren 
Einkommen soll von 67 auf 65 Prozent 
abgesenkt  werden,  wobei  der 
Höchstbetrag von maximal 1.800 Euro 
monatlich bestehen bleiben soll.  
 

Die Bundesregierung erhofft sich davon 
Einsparungen von rund 200 Mio. Euro pro 
Jahr.  

Als Sozialdemokraten lehnen wir 
Kürzungen bei der Familienleistung 
Elterngeld grundsätzlich ab: Einsparungen 
bei Familien sind Ausdruck falscher 
gesellschaftspolitischer Prioritäten.  
 

Zweitens kritisieren wir die soziale 
Schieflage in der Art und Weise, wie Union 
und FDP beim Elterngeld Einsparungen 

vornehmen und Familien belasten wollen: 
 Denn auch beim Elterngeld greift Schwarz
-Gelb erneut zuallererst den Schwächsten 
in die Tasche.  
W ähren d  d a s  E l t e rn ge ld  be i 
Langzeitarbeitslosen komplett gestrichen 
wird, bei den Normalverdienenden deutlich 
gekürzt werden soll, erhalten die 
gutverdienenden Eltern mit einem 
anzurechnenden Nettoeinkommen von 
über 2.770 Euro auch weiterhin den 
Höchstbetrag von 1.800 Euro monatlich.  

Kürzungen beim Elterngeld 

Stabilisierung des Haushaltseinkommens durch das Elterngeld  
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Völlig überraschend wurde Anfang Mai 
das Marktanreizprogramm (MAP) im 
Haushalthalt des Umweltministeriums 
gesperrt. Auf den Internetseiten, auf 
denen die Zuschussanträge für 
Solarkollektoren, Wärmepumpen oder 
Biomasse-Heizungen abgerufen werden 
konnten, befand sich nur noch ein kurzer 
Hinweis auf den sofortigen Stopp des 
Programms. Viele Bürgerinnen und Bürger 
sind erbost, weil sie die Zuschüsse fest in 
ihre Bau- oder Renovierungskalkulation 
eingeplant haben. 
 

Dieses Programm ist eine sinnvolle 
Maßnahme - aus Klimaschutzgründen und 
auch zur Unterstützung des Mittelstands. 
Jeder geförderte Euro aus dem MAP 
generiert 7 weitere Euro an Investitionen. 
Es ist also kein ĂKostenfaktorñ im 
Haushalt, sondern erhält und schafft 
Arbeitsplätze. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich im 
Haushalts- und Umweltausschuss für die 
Aufhebung der Sperre eingesetzt. Leider 
ist in der entscheidenden Sitzung nicht nur 
eine neue Sperre von 115 Mio. Euro 
gesetzt worden, sondern das Budget für 
das Programm noch zusätzlich um 19,5 

Mio. Euro gekürzt worden. Damit ist die 
Situation für das Förderprogramm jetzt 
schlechter als im ursprünglichen 
Haushalts-Entwurf. 
 

Aber auch bei der Solarstromvergütung  
hat Schwarz-Gelb drastische Kürzungen 
beschlossen und zerstört damit nicht nur 
das Vertrauen bei Investoren, 
Handwerkern und Herstellern, sondern 
setzt auch die Vorreiterrolle der deutschen 
Solarbranche aufs Spiel. Deutschland 
droht im weltweiten Technologierennen 
den Anschluss zu verlieren. 
Die zusätzliche Einmalabsenkung der 
Solarstromvergütung zwischen 11 und 16 
Prozent werden große Teile der 
Solarindustrie vor unlösbare Heraus-
forderungen stellen. Zehntausende 
Arbeitsplätze sind in Gefahr.  
 

Völlig unverständlich und inakzeptabel ist 
der Ausschluss von Ackerflächen aus der 
EEG-Vergütung. Es sollte Aufgabe der 
Kommunen sein, mit Blick auf die 
jeweiligen regionalen Strukturen über die 
Nutzung von Ackerflächen zu entscheiden. 
Ein Aus für die Ackerflächen wird eine 
Ausweitung der Produktion verlangsamen 
und somit Kostensenkungen im Weg 
stehen. Die Regierungskoalition erreicht 
hiermit also exakt das Gegenteil von dem, 
was sie sich ursprünglich auf ihre Fahnen 
geschrieben hatte, nämlich Solarstrom 
billiger zu machen. 
 

Insgesamt sind diese Kürzungen und 
Sperren  bei der gleichzeitig geplanten 
Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke 
ein Beleg dafür, dass es die 
Bundesregierung mit der Energiewende 
hin zu den erneuerbaren Energien nicht 
ernst meint. 

Sparen bei erneuerbaren Energien 
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Ärzte verdienen prächtig 
 
VON TIMOT SZENT-IVANYI 
 

B E R L I N .  D i e  E i n k o m m e n  d e r 
niedergelassenen Ärzte steigen 
d r a s t i s c h  a n .  N a c h  i n t e r n e n 
Berechnungen des Spitzenverbandes 
der gesetzlichen Krankenkassen wird 
jeder Praxisinhaber in diesem Jahr im 
Schnitt einen Reinertrag von 164.000 
Euro verbuchen. Das sind 22.000 Euro 
beziehungsweise 15 Prozent mehr als 
2007. Gegen¿ber 2003 ergibt sich sogar 
ein Plus von 30 Prozent. In diesem 
Zeitraum sind die Bruttoverdienste der 
Arbeitnehmer lediglich um rund fünf 
Prozent auf durchschnittlich 27.648 
Euro gestiegen. 
 

Der Reinertrag der Ärzte ist in etwa mit 
dem Bruttogehalt der Arbeitnehmer 
vergleichbar. Die Mediziner müssen 
ebenfalls noch Steuern zahlen sowie die 
Beiträge für die Altersvorsorge und die 
Krankenversicherung. Bereits abgezogen 
sind Ausgaben für Personal, Praxismiete, 
Betriebskosten sowie für Kreditzinsen. Der 
Gewinn je Arztpraxis könnte sogar noch 
höher sein als vom Spitzenverband 
berechnet, da ein Einnahmeplus aus der 
Behandlung von Privatpatienten noch gar 
nicht berücksichtigt ist. 
 

Der Spitzenverband geht bei seiner 
Rechnung davon aus, dass die 
Honorarsumme in diesem Jahr auf über 32 
Milliarden Euro steigt. Der Verband kommt 
dabei zu dem Schluss, dass die Lücke 
zwischen den beitragspf l icht igen 
Einkommen der gesetzlich Versicherten 
und den gezahlten Arzthonoraren immer 
größer wird. Während die Gesamt-
vergütung der Ärzte seit 1998 den 
Berechnungen zufolge um 43 Prozent  
 

gestiegen ist, legte die Lohnsumme in 
dieser Zeit nur um 15 Prozent zu. Nicht 
berechnet hat der Spitzenverband, wie sich 
das Einkommen auf die unterschiedlichen 
Arztgruppen verteilt. Diese Daten hatte 
zuletzt 2007 das Statistische Bundesamt 
erhoben. Spitzenverdiener waren damals 
die Radiologen.  
 

Auch Augenärzte und Orthopäden 
verdienten überdurchschnittlich gut. Die 
Allgemeinmediziner lagen dagegen mit 
116.000 Euro unter dem Durchschnitt, der 
damals bei 142.000 Euro lag. An der 
Rangfolge dürfte sich bis heute nichts 
Wesentliches geändert haben. 
 

Die Berechnungen kommen jenen gelegen, 
die angesichts des Milliardendefizits im 
Gesundheitsfonds 2011 eine Nullrunde für 
Ärzte fordern. An die Spitze dieser 
Bewegung hatten sich Gesundheitspolitiker 
der Union gesetzt. 
Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler 
(FDP), der selbst Arzt ist, reagierte 
allerdings nur zurückhaltend. Bisher hat er 
sich die Forderungen nicht zu eigen 
gemacht. Rösler plant derzeit nur, bei den 
Arzneimittelausgaben zu sparen. So soll 
der Zwangsrabatt der Pharmafirmen an die 
gesetzliche Krankenversicherung erhöht 
und ein Preismoratorium verhängt werden. 
Zudem will Rösler das Preismonopol der 
Arzneimittelhersteller aufweichen. Erwartet 
wird, dass der Gesundheitsfonds ohne 
Gegensteuern im nächsten Jahr ein Defizit 
von bis zu elf Milliarden Euro verbuchen 
wird. Die Sparvorschläge der gesetzlichen 
Krankenkassen gehen deshalb weiter. Sie 
haben Rösler aufgefordert, die Honorare 
der niedergelassenen Ärzte sogar um 2,5 
Prozent zu kürzen. Der Spitzenverband 
begründet das damit, dass die Einkommen 
der Mediziner stärker gestiegen sind als bei 
der Honorarreform 2009 erwartet.  
 

Quelle: Berliner Zeitung, 27.05.2010 
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Die SPD-Landesgruppen Bayern und 
Baden Württemberg im Deutschen 
Bundestag besuchen den DB-Tower 
am Potsdamer Platz 
 
Susanne Kastner im Gespräch mit 
dem Vorstand der DB AG,  
Rüdiger Grube 

Vortrag und anschließende 
Diskussion im Parlament der 
Wehrpflichtigen im 
Deutschen Bundeswehr-
Verband  
 
Tagung mit dem Thema 
ĂWehrpflicht 6 Monate - 
Chance oder Ausstieg?ñ 

Teilnahme an der 14. 
Bundesversammlung zur 
Wahl des 
Bundespräsidenten der 
Bundesrepublik Deutschland 
 
Alle Wahlkarten wurden 
gebraucht, bevor Christian 
Wulff im 3. Wahlgang zum 
neuen Staatsoberhaupt 
gewählt wurde -  
Joachim Gauck erhielt 
beachtlich viele Stimmen 
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186 Blutspenden teilweise 
auch von prominenten 
Politikern bekam das 
Jugendrotkreuz bei der 
DRK Blutspendeaktion 
Mitte Juni am Reichstag 

Die Vorsitzende des 
Verteidigungsausschusses 
Susanne Kastner und der stv. 
Vorsitzende, Karl A. Lamers (li) 
empfangen den ehemaligen 
Präsidenten des Libanon, Fuad 
Siniora (re) zu einem Gespräch.  


